
2. Gegenstände beschlagnahmt werden, die der Verhaftete oder vorläufig 
Festgenommene mit sich führt;

3. der zu beschlagnahmende Gegenstand dem Untersuchungsorgan vom 
Besitzer von sich aus überbracht wird.

§ 114
Beschlagnahmen von Forderungen, Rechten und Grundstücken
(1) Die Beschlagnahme von Forderungen und Rechten wird durch Übergabe 
der Beschlagnahmeverfügung an den Berechtigten vollzogen. Wird eine 
Forderung beschlagnahmt, ist auch der Schuldner von der Beschlagnahme 
in Kenntnis zu setzen und ihm zu untersagen, an den Berechtigten zu leisten. 
Die Beschlagnahme wird dem Schuldner gegenüber erst wirksam, wenn ihm 
das Leistungsverbot zugestellt oder wenn ihm die Beschlagnahme auf 
andere Weise bekannt wird.
(2) Wird ein Grundstück, ein Recht an einem Grundstück oder ein Recht an 
einem solchen Recht beschlagnahmt, ersucht der Staatsanwalt die zustän­
dige Behörde um Vornahme der erforderlichen Eintragung.
(3) Die Beschlagnahme von Grundstücken oder Betrieben ist dem Rat des 
Kreises mitzuteilen, der unverzüglich einen Verwalter für den Betrieb oder 
das Grundstück zu bestellen hat. Der Verwalter untersteht der Aufsicht des 
Rates des Kreises. Der Verwalter hat die beschlagnahmten Vermögenswerte 
sofort in Besitz und Verwaltung zu nehmen.

§ 115
Beschlagnahme von Postsendungen
(1) Die Beschlagnahme der an den Beschuldigten gerichteten Briefe, Tele­
gramme und sonstigen Sendungen auf der Post kann angeordnet werden. 
Ferner können auf der Post solche Sendungen beschlagnahmt werden, bei 
denen der Verdacht besteht, daß sie von dem Beschuldigten herrühren oder 
für ihn bestimmt sind und daß ihr Inhalt für die Untersuchung Bedeutung 
hat.
(2) Ergibt sich nach der Öffnung der Sendung, daß ihre Zurückhaltung nicht 
erforderlich ist, ist sie der Post wieder auszuhändigen.
(3) Der Teil eines zurückgehaltenen Briefes, dessen Vorenthaltung nicht 
durch die Rücksicht auf die Untersuchung geboten erscheint, kann dem 
Empfangsberechtigten abschriftlich mitgeteilt werden.
(4) Die Beteiligten sind von der Postbeschlagnahme zu benachrichtigen, 
sobald dies ohne Gefährdung des Untersuchungszwecks geschehen kann.

§ 116
Vermögensbeschlagnahme
(1) Die Vermögensbeschlagnahme wird unter Angabe des Tages und der 
Stunde schriftlich angeordnet. Die Anordnung hat dieselben Wirkungen wie 
die Beschlagnahme einzelner Gegenstände. Sie umfaßt auch das Vermögen, 
das der Beschuldigte oder der Angeklagte während der Dauer der Ver­
mögensbeschlagnahme erwirbt.
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